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Stellungnahme Nr. 4/2026 

Januar 2026 
 

 

Referentenentwurf einer Dritten Verordnung zur Änderung der Zwangsvollstre-
ckungsformular-Verordnung (ZVFV) 

 

 

 

Verteiler: Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages 
Ausschuss Digitales des Deutschen Bundestages  
Landesjustizminister/Justizsenatoren der Länder  
Rechtsanwaltskammern  
Bundesverband der Freien Berufe  
Bundesnotarkammer  
Bundessteuerberaterkammer 
Patentanwaltskammer  
Deutscher Anwaltverein  
Deutscher Juristinnenbund  
Deutscher Notarverein  
Deutscher Richterbund  
Neue Richtervereinigung e.V.  
EDV-Gerichtstag e.V. 
Deutscher Gerichtsvollzieher Bund e.V. 
Bund Deutscher Rechtspfleger e.V. 
Bundesverband der Unternehmensjuristinnen und Unternehmensjuristen e.V. 
Deutscher Steuerberaterverband e. V.  
Wirtschaftsprüferkammer  
Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V.  
Deutscher Juristentag e.V. 
Softwareindustrieverband Elektronischer Rechtsverkehr (SIV-ERV) 
Redaktionen der NJW, ZAP, AnwBl, DRiZ, FamRZ, FAZ, Süddeutsche Zeitung, Die 
Welt, Handelsblatt, dpa, Spiegel, Focus, LTO, Jurion, Juris Nachrichten, Juve, Beck 
Verlag, Deubner Verlag Online Recht, Otto Schmidt Verlag 
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Die Bundesrechtsanwaltskammer ist die Dachorganisation der anwaltlichen Selbstverwaltung. Sie ver-

tritt die Interessen der 28 Rechtsanwaltskammern und damit der gesamten Anwaltschaft der Bundes-

republik Deutschland mit rund 166.000 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten gegenüber Behörden, 

Gerichten und Organisationen – auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. 

 

Stellungnahme 

Die Bundesrechtsanwaltskammer begrüßt die vorgesehene Anpassung der Formulare für die Zwangs-

vollstreckung an die Rechtsvorschriften nach Inkrafttreten des Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der 

Zwangsvollstreckung. Sie bittet, im weiteren Verordnungsgebungsverfahren die folgenden Hinweise 

aus der Praxis insbesondere zum Gleichlauf des Inkrafttretens des Gesetzes zur weiteren Digitalisie-

rung der Zwangsvollstreckung einerseits und der Änderungsverordnung andererseits sowie mit dem 

XJustiz-Release-Zyklus zu berücksichtigen. 

 

1. Zu Art. 2 - Inkrafttreten 

Nach dem Vorschlag des Referentenentwurfs soll die Verordnung am 01.10.2026 in Kraft treten. Dieses 

Datum wird damit begründet, dass die frühzeitige Veröffentlichung der Verordnung den professionell an 

den Verfahren der Zwangsvollstreckung Beteiligten aus Wirtschaft und Verwaltung die Möglichkeit zur 

Implementierung der geänderten Formulare in ihre IT-Fachanwendungen geben solle, damit die neuen 

Formulare bald möglichst nach Inkrafttreten des Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der Zwangsvoll-

streckung nutzbar seien. 

Das Gesetz zur weiteren Digitalisierung der Zwangsvollstreckung stellt die Rechtsgrundlage für die je-

weils zu verwendenden neuen Formulare dar. Der Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung 

der Zwangsvollstreckung sieht in Art. 16 vor, dass das Gesetz am ersten Tag des zweiten auf die Ver-

kündung folgenden Kalendermonats in Kraft treten soll. Um einen aus der Praxis für erforderlich gehal-

tenen Gleichlauf zwischen dem Gesetz zur weiteren Digitalisierung der Zwangsvollstreckung und der 

Anpassung der Zwangsvollstreckungsformulare sicherzustellen, müsste das Gesetz zur weiteren Digi-

talisierung der Zwangsvollstreckung somit im August 2026 verkündet werden. Nur dann könnten Gesetz 

und Formularverordnung gleichzeitig in Kraft treten. Ob dies gewährleistet werden kann, ist derzeit un-

klar. Zur Vermeidung von praktischen Problemen hinsichtlich der Nutzung der jeweils gültigen Formu-

lare sollten somit die Inkrafttretenszeitpunkte unbedingt aufeinander abgestimmt werden und konkrete 

Daten benannt werden. 

 

2. Verwendung strukturierter Daten 

Der Regierungsentwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der Zwangsvollstreckung sieht eine 

Erweiterung der Verordnungsermächtigung in § 758a Abs. 6 ZPO vor. Es sei beabsichtigt, im Verord-

nungswege für diejenigen Auftraggeberinnen und Auftraggeber und Antragstellerinnen und Antragstel-

ler, die zur elektronischen Einreichung verpflichtet sind, zukünftig die Übermittlung in einem durch das 

Vollstreckungsorgan unmittelbar veränderbaren Format vorzugeben. Aus der Begründung ergibt sich 

ferner, dass das Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz auf der Grundlage des § 758a 

Abs. 6 Satz 3 ZPO und der damit verbundenen Anpassung an die Verordnungsermächtigung des 

§  130a Abs. 2 Satz 2 ZPO technische Vorgaben für die Übermittlung die Eignung der Formulare zur 

Bearbeitung machen und etwa vorgeben könne, dass die Formulare in einem strukturierten 
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maschinenlesbaren Format oder zumindest in einem editierbaren, also elektronisch veränderbaren 

PDF-Format eingereicht werden müssen. An einer solchen Regelung fehlt es in dem nunmehr vorge-

legten Referentenentwurf. 

Für den Fall, dass eine solche Regelung im weiteren Verfahren eingefügt werden sollte, wiederholt die 

Bundesrechtsanwaltskammer ihre Hinweise aus ihrer Stellungnahme Nr. 32/2025 zum Referentenent-

wurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der Zwangsvollstreckung: Wenn sowohl die Möglich-

keit der Einreichung im Format PDF als auch im Format XJustiz vorgesehen werden sollte, was die 

Bundesrechtsanwaltskammer befürwortet, ist das Verhältnis der Einreichungsmöglichkeiten zueinander 

noch unklar. Hier bedarf es im Rahmen der Verordnung ggf. einer Klarstellung. Vor allem jedoch sollte 

es genügen, dass Formulare in einem (im Sinne des § 2 Abs. 1 ERVV a.F.) „durchsuchbaren“ statt 

editierbarem Format eingereicht werden, um es der Justiz und den Vollstreckungsorganen zu ermögli-

chen, die erforderlichen Daten auszulesen und weiterzuverarbeiten. „Editierbar“ müssen PDF-Dateien 

nur für denjenigen sein, der sie bearbeitet, grundsätzlich also zunächst den Einreicher. Der Einreichung 

sollte nicht entgegenstehen, dass entsprechende Formulare nach dem Ausfüllen von Einreichern so 

gespeichert wurden, dass Änderungen nach Einreichung nicht mehr möglich sind (solange die entspre-

chenden Daten noch ausgelesen werden können). Denn schließlich können Einreicher erwarten, dass 

die von ihnen einzugebenden bzw. eingegebenen Daten unveränderlich bleiben. 

Für Vollstreckungsaufträge, die durch Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte eingereicht werden, set-

zen Kanzleisoftwarehersteller bereits jetzt in ihren Produkten die Vorgaben der Zwangsvollstreckungs-

formularverordnung in der Form um, dass die Formulare zusätzlich zum PDF-Format auch im Format 

XJustiz eingereicht werden können. Dies ist ein wesentlicher Schritt zur weiteren Digitalisierung der 

Zwangsvollstreckung. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer weist erneut darauf hin, dass zwingend darauf zu achten ist, dass die 

Gültigkeit der Formulare nach der Zwangsvollstreckungsformularverordnung auf den XJustiz-Release-

Zyklus abgestimmt ist. Auf die Stellungnahmen Nr. 50/2023 und 32/2025 der Bundesrechtsanwaltskam-

mer wird Bezug genommen. 

Die mit dem Referentenentwurf vorgelegten Änderungen der Formulare sollen zum 01.10.2026 in Kraft 

treten. Die XJustiz-Version 3.6.2 ist ab dem 30.04.2026 bis zum 29.04.2027 verbindlich. Dies bedeutet, 

dass die mit dem Referentenentwurf vorgesehenen geänderten Formulare erst in die XJustiz-Version, 

die ab dem 30.04.2027 verbindlich sein wird, aufgenommen werden können. Zwischen dem 01.10.2026 

und dem 29.04.2027 kann somit kein Formular im Format XJustiz eingereicht werden. Denn nach der 

Zwangsvollstreckungsformularverordnung gelten ab dem 01.10.2026 die neuen Formulare, während 

nach dem XJustiz-Standard die alten Formulare weiterhin verbindlich sind. Den Herstellern von Kanz-

leisoftwareprodukten ist es auch nicht möglich, einseitig neue Formulare im XJustiz-Format zur Verfü-

gung zu stellen, da diese nur in den durch die BLK-AG IT-Standards vorgegebenen Release-Zyklen 

angepasst werden können. 

Die automatisierte Bearbeitung von Zwangsvollstreckungsaufträgen und damit eine weitere Digitalisie-

rung der Zwangsvollstreckung kann nur erfolgreich sein, wenn den professionellen Nutzerinnen und 

Nutzern gültige Formulare im XJustiz-Format zur Verfügung gestellt werden können. Deshalb muss eine 

Abstimmung der Gültigkeitszeiträume erfolgen. 

Darüber hinaus fehlt es an einer Übergangsvorschrift. Die Hersteller von Kanzleisoftwareprodukten wer-

den nur dann eine Umsetzung der Formulare in Form von strukturierten Daten vornehmen, wenn sie 

über eine klare Rechtsgrundlage verbindlich sind. Dies ist derzeit nicht der Fall. Es wird daher vorge-

schlagen, das Inkrafttreten der Änderung der Zwangsvollstreckungsformularverordnung mit dem XJus-

tiz-Release-Zyklus zu synchronisieren und auf den 30.04.2027 festzulegen. Für die Übergangszeit 
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zwischen dem Inkrafttreten des Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der Zwangsvollstreckung und 

dem 30.04.2027 müssten die bisher gültigen Formulare weiterhin Gültigkeit behalten, was klargestellt 

werden müsste. 

 

Die Bundesrechtsanwaltskammer ist weiterhin gerne bereit, auch technischen Sachverstand für die Er-

arbeitung der XJustiz-Datensätze einzubringen und steht für einen weiteren fachlichen und technischen 

Austausch zur Verfügung. 

*** 


